
Bundessozialgericht

é_zl_e__1__2_iig_je2g_e_e_Im Namen des Volkes

U r t e i l

’ in dem Rechtsstreit
Zugestellt am
22. Juni 1970

Kläger und Revisionskläger,

—Prozeßbevollmächtigterz
° ° „ „ „ „ „ „ „ g —

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagtec

Der 129 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 26° Mai 1970 durch

Senatspräsident Dro H a u g
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr„ Fricderichs9

Bundesrichter
‚ „ B u r g e r ,

Bundessozialrichterin S k o w r o n e k und

Bundessoziälrichter H o e s c h

1

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile
des Bayerischen Landessozialgerichts vom 12„
Juli 1966 und des Sozialgerichts Würzburg vom
21„ November 1965 aufgehoben°

Der Bescheid der Beklagten vom 23° März 1962
in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
271 Juni 1962 wird aufgehobeno .

Es wird festgestellt, daß der Kläger nach dem
Handwerksrversicherungsgesetz versicherungsfrei

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtli—
chen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob der Kläger die Vor—

aussetzungen des 5 6 Abs° 5 des Handwerkerversicherungs—

gesetzes (HWVG) erfüllt hat und deswegen ab 1“ Januar 1962

in der Handwerkerversicherung versicherungsfrei ist°

Der am 9J Mai 1924 geborene Kläger ist seit 27; Juli 1959
als Schmiedemeister in die Handwerksrolle eingetragen„

Er schloß am 1; Oktober 1959 und am 1„ Juni 1960 Lebens—

versicherungsverträge über insgesamt 19 8299—— DM abo

An främien entrichtete er hierfür im Jahre 1961 zusammen

monatlich 57„——DM (39‚—— und 18,——pm), Nach dem Einkom—
menssteuerbescheid des Finanzamtes Amorbach vom 7J Juli 1961

für das Jahr 1959 betrugen die Gesamteinkünfte des Klägers

im Veranlagungszeitraum 4 627„—— DM9 wobei 5L4OO‚»— DM
auf die seit 5„ Juli 1959 ausgeübte Tätigkeit im Handwerks—

betrieb und 1a2279—— DM auf die vorher verrichtete unselb—

ständige Beschäftigung entfielen°

Die Beklagte stellte die Versicherungspflicht des Klägers

aufgrund des HWVG mit Wirkung
vom 1„ Januar 1962 fest und

forderte den Kläger zur Entrichtung von Pflichtbeiträgen

auf (Bescheid vom 230 März 1962)0 Den Widerspruch des
Klägers wies die Beklagte mit der Begründung zurück‚ der

Kläger habe für seine Lebensversicherungen nicht mindestens

ebensoviel aufgewendet9 wie er zur Rentenversicherung zu

zahlen gehabt hätte (9% 39 4 des Gesetzes über die Alters—

versorgung für das Deutsche Handwerk — HVG —)0 Der Bei—

tragsberechnung sei nicht der im Einkommenssteuerbescheid

vom 7„ Juli 1961 eingetragene Gesamtbetrag der Einkünfte

für das ganze Jahr 19599 sondern — mit Rücksicht auf die
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1
1
1

Eröffnung des Handwerksbetriebs erst im Juli 1959 ? nur
für die Hälfte dieses Jahres zugrunde zu legeno Der Ge—

samtbetrag der Einkünfte für ein volles Jahr würde\somit

6„8009—— DM betrageno Aus dieser Summe errechne sich

ein monatliches Durchschnittseinkommen von rund 5669—— DM,

so daß eine monatliche Prämie von mindestens 77„——jDM für

die Lebensversicherung aufzuwenden gewesen wäreo

1 « V
2

Die gegen den Widerspruchsbescheid vom 270 Juni 1962 er—
hobene Klage begründete der Kläger damit„ daß die Beitrags—

berechnung vom Gesamtbetrag der Einkünfte für das Jahr 1959

von 4„627‚—— DM ausgehen müsseo Ein Zwölftel dieses Be—

trags ergebe nur ein Monatseinkommen von 585957 DM„ Die
monatlich für Lebensversicherungen VJH ihm gezahlten Prämien

von 57‚—« DM entsprächen diesem Einkommen° Die Klage blieb

in beiden Vorinstanzen erfolglosu
„ )

1 ‘ ' r‘ 1Das Landessozialgericht (LSG) holte eine Auskunft des

Finanzamtes Amorbach ein; danach sind bei der Festhtellung

des Gesamtbetrages der Einkünfte im Einkommenssteubrbe—

scheid die Einkünfte als Arbeitnehmer und
selbstä@diger

Gewerbetreibender auch dann zusammenzurechnen, wenn sich ein

Arbeitnehmer erst im Laufe des Jahres selbständig machtc Das

LSG wies die Berufung gegen das Urteil des
Sozialgerichts

(SG) Würzburg vom 210 November 1963 zurück; es ließ die Revi—

sion zu (Urteil vom 12° Juli 1966)0 ’

Zur Begründung führte das LSG im wesentlichen ausä Zwar habe

der Kläger die Versicherungsfreiheit vor Inkrafttreten des

HWVGi°S„ des © 6 Abs„ 5 HWVG—i„Vomo@5 HVG geltend gemacht,
da hierfür bereits die UnterlaSsung einer Beitrag$entrichtung

zur Angestelltenversicherung genügt habeo Der Kläger könne

sich aber nicht auf @ 4 Abs„ 1 der 1„ Verordnung zur Durchfüh—

rung und Ergänzung des Gesetzés über die Altersvefsorgung für
1

_ 4 _
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das Deutsche Handwerk vom 150 Juli 1959, RGBI I 1255

(DVO—HVG)berufen9 wonach bei der zur Ablösung der Versi—
cherungspflicht vorzunehmenden Beitragsberechnung der im

letzten Einkommenssteuerbescheid nachgewiesene Gesamtbetrag

der Einkünfte zugrunde zu legen sei„ Diese Vorschrift gehe

davon aus, daß der Handwerker sein Gewerbe zwölf Monate

lang betrieben habe9 bevor die Veranlagung durch die Finanz—

behörde für das gesamte Kalenderjahr erfolgte; Wenn aber

der Handwerksbetrieb — wie im Falle des Klägers — erst

während des laufenden Jahres eröffnet worden sei9 so müsse

sinngemäß auf die Bestimmung des @ 4 Abs„ 2 Satz } DVO—HVG
zurückgegriffen werden„ Da auf den Kläger erst ab Juli

1959 die Vorschriften über die Versicherungspflicht der

Handwerker anzuwenden seien9 bedeute dies9 daß der Kläger’

im Fälligkeitszeitraum der Beiträge‚ d„ho im zweiten Halb—

jahr 1959 ein Gesamteinkommen von 3„4009—— DM erzielt habeo

Je Monat ergebe dies ein Einkommen von 566‚—— DM9 was der

Beitragsklasse XII zu 779—— DM entsprochen habe„ Die vom
Kläger für die abgeschlossenen Lebensversicherungsvcrträge

im Dezember 1961 tatsächlich aufgewendeten 579—— DM hätten

somit die Versicherungsfreiheit nach % 6 Abs„ 5 HwVG für

die Zeit ab 10 Januar 1962 nicht begründen können„ Der Klä—

ger könne auch nicht damit gehört werden? daß die Beklagte

ihn nicht rechtzeitig über evtl„ Mängel seiner Versicherungs—

verträge aufgeklärt habe° Keinesfalls treffe die Beklagte

eine Fürsorgepflicht dahin, den Kläger darüber zu unter—

richten, welche Möglichkeiten ihm offenstehen9 um von der

gesetzlichen Versicherungspflicht ihr gegenüber befreit

zu werden„ '

Der Kläger hat gegen dieses Urteil form— und fristgerecht

Revision eingelegte Er rügt die unrichtige Anwendung des

5 6 Abs° 3 HWVGiovom„ @@39 4 HVGund 4 Abs„ 1 DVO—HVGO
Der Kläger tritt der Auffassung des Berufungsgerichts9 daß
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für die Beitragsberechnung
nér

die nach dem 1a
Juli

1959

erzielten Einkünfte maßgebend seien, entgegen„ in den

beiden Absätzen des @ 4 DVO—HVG seien zwei Methoden der

Béitragsberechnung geregelto Die Berechnungsmethode
des

Abso 1 gelte bei Vorliegen eines Einkommensteuerbeschei—

des9 diejenige des Abs„ 2 bei Nichtveranlagung zur Ein—

kommenssteuero Da hier eine Einkommenssteuerveranlagung

durchgeführt werden sei9 bleibe aufgrund der ausdrückli—

chen Regelung des @ 4 Abs° 1 DVOFHVG für eine sinngemäße‘

Anwendung des @4 Aber 2 Satz 5 DVO—HVGkein Raumc Die
Regelung des 5 4 Abs° 1 DVG—HVGwolle im Interesse einer
vereinfachten Anwendung sicherstellen? daß grundsätzlich

nach Ergehen des ersten Einkommenssteuerbescheides die Bei—

tragsberechnung nach dem im Bescheid ausgewiesenen Gesamt—

betrag der Einkünfte zu erfolgen habe und zwar ohne Rück—

sicht auf die individuellen betrieblichen Gegebenheiten

während des Veranlagungszeitraumeso Diese Regelung sei

schon deshalb erforderlich gewesen, weil weder
der Versi—

cherte noch der Versicherungsträger im Einzelfall in der

Lage gewesen wäre9 festzustellen, welcher Teil des Gesamt—

einkommens auf den Zeitraum der Ausübung des Hahdwerksbe—

triebes entfallen seia Im vorliegenden Rechtsstreit könne

nur deshalb eine Trennung der Einkünfte erfolgeh‚ weil er

vor Beginn des Handwerksbet■ebs in unselbständiger Tätig—

keit beschäftigt gewesen seio Die liegelung des;@ 4 Absc 1

DVO—HVG dürfe aber nicht nur unter diesem speziellen Fall

gesehen werden„ Hätte er zB vor Eröffnung seines Handwerks—
betriebes bereits ein nichthandwerkliches Unternehmen (Han—

del? Landwirtschaft uodgl„) geführt, so wäre aus dem Einkom—

menssteuerbeecheid eine Trennung hinsichtlich der Gesamtein—

künfte für die Zeit vor und nach dem 10 Juli 1959 überhaupt
nicht möglich gewesen„ Hierbei handele es sich auch nicht

um Ausnahmefälle‚ da nach der offiziellen
Handwerksstatistik

vom 510 Mai 1965 von den 145449‚se1bständigen Handwerkern
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/

in Bayern nicht weniger als 85571 Handwerker noch eine

andere Tätigkeit und davon allein 11424 Handwerker eine

l4andv1irtschaft betrieben hätten° Für diese Fälle regele

deshalb @ 4 Abs„ 1 DVO—HVGeindeutig9 daß ein Zwölftel

des Gesamtbetrages der Einkünfte für die Beitragsberechnung

maßgebend seit Der Gesetzgeber habe bei der Formulierung

dieser Vorschrift sicherlich auch an den Fall der Selbstän—

digmachung während eines Kalenderjahres gedacht° Aus 5 4

Abs„ 2 Satz 3 DVO—HVGergebe sich‚ daß er absichtlich die—

sen Tatbestand nur so lange als einen Sonderfall behandelt

wissen wollte9 so lange noch kein Binkommenssteuerbescheid

ergangen war„

Selbst wenn aber die Rechtsauffassung des Berufungsge—

richts richtig wäre, müßte die Beklagte ihm — dem Kläger —

>
die Rechtsposition verschaffen‚ die er ohne die vorliegen—

de Verletzung der Aufklärungs— und Fürsorgepflicht durch

die Beklagte gehabt hätte„ (Wird weiter ausgeführt)a

Der Kläger beantragt sinngemäß9

ddas Urteil des Bayerischen LSG vom 12V Juli 1966

und das Urteil des SG Würzburg vom 21; November
1963 sowie den Bescheid der Landesversicherungs—

anstalt Unterfranken vom 230 März 1962 in der

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27„ Juni

1962 aufzuheben‚ außerdem festzustellen? daß der

Kläger der Versicherungspflicht nach dem HWVG nicht

unterliegt„

Die Beklagte beantragt9

Hie Revision zurückzuweiseno

Sie hält die Rechtsauffassung des Berufungsgerichts für

zutreffendo '
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? \ 1
Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (@ 124 Abs„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes — SGG —) einverstanden erklärt°

11 ‘ ;
!

begründet; @ 1
. . 1
1

Der Kläger hat die Voraussetzungen für die

Versidherungs—

freiheit nach 5 3 BVG bis zum Inkrafttreten des HWVGer—
füllt und bleibt daher gemäß @ 6 Abs„ 3 HWVG auch für die

Zeit vom 1° Januar 1962 an versicherungefrei° 1

1

- 1
Die nach 5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG statthafte Revision ist

Der gegenteiligen Auffassung der Beklagten, des]Sozial—

gerichts und des Landessozialgerichts vermag der Senat

nicht zu folgen„ Sie wird bereits durch den Wortlaut des

5 4 Abs„ 1 DVO—HVGnicht'gedeckto Danach ist der im letz—

ten Einkommenssteuerbescheid nachgewiesene Gesamtbetrag

der Einkünfte vor Abzug der Sonderausgaben so länge der

für die Versicherungsfreiheit nach @ 4 BVG maßgebenden

Beitragsberechnung zugrunde zu legen‚ bis ein neuer Steuer—

bescheid ergeht (5 4 Abs„ 1 Satz 1 DVO—HVG)OEin Zwölftel
dieses Betrages gilt als Monatseinkommen (@ 4 Abso 1 Satz 2

DVO_HVG)„Eine andere Aufteilung der im Einkommenssteuer—
bescheid nachgewiesenen Gesamteinkühfte ist somit nach dem
Wortlaut der maßgebenden Vorschrift unzulässig!2

1i 1

Die vom LSG für geboten gehaltene sinngemäße Anwendung des
@ 4 Aber 2 Satz 3 DVO—HVG verbietet sich schonjdeswegen,

weil das Gesetz nach dem gesamten Aufbau des @‘4 DVO—HVG
erkennbar die Fälle der Veranlagung in Abso 1 und die Fälle

der Nichtveranlagung zur Einkommenssteuer in Abs„ 2 jeweils

abschließend geregelt hatq @4 Abs° 2 Satz 3 DVG—HVGläßt

!

111JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


daher gerade den e contrario—Schluß zu9 daß eine zusätzliche '

Regelung für den Fall des BetriebsbeginnS erst im laufenden

Kalenderjahr nur bei einer Nichtveranlagung des Handwerkers

zur Einkommenssteuer gewollt war; Anderenfalls wäre es

nicht orklärlich, weshalb die ■egelung der Beitragsberech—

nung bei Vorliegen eines Einkommenssteuerbescheides in Abs„

1 eine dem Satz 3 des Abs„ 2 entsprechende Bestimmung nicht

enthält (» >\

Eine analoge
Anwendung

des @ 4 Aber 2 Satz 3 DVO—HVGkönnte

— unabhängig von der im Gesetz getroffenen grundsätzlichen

Unterscheidung der in Abs„ 1 und Abs@ 2 geregelten Fälle —
bei Vorliegen eines Einkommenssteuerbescheides überdies nur

zulässig sein? wenn sie auch für diesen Fall tatsächlich

sinnentsprechend wäre° Daran fehlt es° Nach @ 4 Abs„ 2

Satz 3 DVO—HVGist bei Beginn des Betriebs im laufenden

Kalenderjahr ÄE£.ÄP@EE.?iPEPÄEEP;MPPEÄ die durchschnittli—

che Privatentnahme der vergangenen Monate maßgebend„ Im

Falle der Nichtveranlagung zur Binkommenssteuer ist also

die für jeden einzelnen Monat denkbare unterschiedliche

Höhe der Privatentnahmen beachtlich (vgl° die Berechnunge—
beispiele bei Haaß/Glanzmann9 Komm„ zum Handwerkerversor—

gungsgesetz‚ Anm° 40 und 41.zu @ 2 BVG)„ Diese differen—

zierte Betrachtungsweise für jeden einzelnen Mgngt läßt

sich aber auf einen den Gesamtbetrag der Jg@ggseinkünfte

wiedergebenden Einkommemsteuerbescheidv der hier nach @ 4

Abs„ 1 DVG—HVGallein maßgebend ist9 nicht übertragen„
_Deshalb enthält auch die von der Beklagten vorgenommene
und

vom LSG im Ergebnis gebilligte Berechnungsweise die unzuläs—

sige Unterstellung‚ der Kläger hätte bei Beginn seiner Hand—

werkertätigkeit bereits zum 1„ Januar 1959 im 10 Halbjahr

die gleichen monatlichen Einkünfte aus dem Handwerksbetrieb

gehabt wie er sie in der 2„ Hälfte des Jahres1959 tatsäch—

lich erzielte° Die monatlichen Einkünfte eines Handwerkers

1
l
\
1

}
l
1
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1
können aber durch die jeweils; örtlich‚ zeitlich und wirt—
schaftlich gegebenen Voraussetzungen sehr unterschiedlich

sein„ Insoweit hat der Kläger darauf hingewiesen, daß sein

Schmiedebetrieb in einer Landgemeinde ohne
wesentliche Indu—

strie liege und die hauptsächlichen Geldeingängelerst im 2„

Halbjahr nach der Ernte zu verzeichnen seien° Déshalb habe

er nach dem Einkommenssteuerbescheid vom 100 Mai 1962 für

das Jahr 1960? in welchem also der Gewerbebetrieb
— im Gegen—

satz zu 1959 — ganzjährig geführt wurde9 auch nur ein Ein—
kommen

von 455009—— DM gehabtc Diese Angaben des Klägers

sind von den beiden Tatsacheninstanzen zwar nicht überprüft

worden, sie zeigen aber jedenfalls‚ daß der derfBerechnung

der Beklagten im Widerspruchsbescheid zugrunde liegende Schluß

(die Einkünfte aus Gewerbebetrieb haben im 2„ Halbjahr 1959

3L4007—— DM betragen9 folglich wären die Gesamtdinkünfte im

ganzen Jahr 6;8009——DM gewesen) nicht zwingend$isti Eine
genaue Feststellung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb für je—

den einzelnen Monat ist somit bei einem nur die{jährlichen
Gesamteinkünfte aus Gewerbebetrieb ausweisendenjEinkommens—

steuerbescheid nicht möglich, die genaue
Feststellung der Pri—

vatentnahmen für jeden einzelnen Monat i„S„ des‘5 4 Aber 2

Satz } DVG—HVGdagegen sehr wohl° Aus diesem Gegensatz erhellt9

daß eine sinnentsprechende Anwendung dieser Vorschrift auf

die Beitragsberechnung im Falle eines nur für das Jahr der

Betriebseröffnung bis zum 310 Dezember 1961 erlassenen Din-

kommenssteuerbescheid ausscheidet„ Vielmehr kommt auch dann

nur die Zwölftelteilung des Gesamtbetrages der im Steuerbe—

—scheid nachgewiesenen Einkünfte für das der Deitragsberech—

nung gemäß 5.4 Abso 1 Satz 1 und 2 DVO—HVG zugrUnde zu legen—

de MonatSeinkommen in Betracht„ 1
- 1

Dieses Ergebnis entspricht auch dem Sinn des Handwerker—

versorgungsgesetzes„ Nach @ 2 Abs„ 1 HVG umfaßte die Ver—
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sicherung das gg;gg$g_ßgbgegeinkommen des Handwerkerso

Dementsprechend wurde auch in @ 4 Abs° 1 Satz 1 DVD—HVG

der Beitragsberechnung der Einkommenssteuerbegriff des

Einkommenssteuergesetzes mit der Maßgabe zugrunde gelegt?

daß darunter der Gesamtbetrag der Einkünfte aus den sieben

in 5 2 Abs„ 5 des Einkommenssteuergesetzes vom 27„ Februar

1939 (RGBl I 297) genannten Einkunftsarten 293 Abzug der
Sonderausgaben zu verstehen ist° Gemäß @ 2 Abs„ 1 des

Einkommenssteuergesetzes bemißt sich die Binkommenssteuer

nach dem Einkommen‚ das der Steuerpflichtige.innerhalb eines

Kalenderjahres bezogen hatt Dieses Abstellen„ auf das Jah—

reseinkommen unter Zugrundelegung des Einkommenssteuerbe—

scheides nach @ 2 HVG i„V„m„ @ 4 Abs„ 1 DVD-HVG bedeutete

eine Abweichung von dem sonst in der Angestelltenversiche—

rung geltenden Grundsatz, wonach für die Beitragsberechnung

das Entgelt maßgebend ist, das der Versicherte für die Bei—

tragsperiode9 d„h° den einzelnen Monat9 erhielt„ Nach dem

HVG kam es hiernach nicht auf das Einkommen für die einzel—

ne Beitragsperiode an‚ vielmehr war das Einkommen des gan—

zen Jahres gemäß 5 4 Absc 1 Satz 2 DVO—HVGauf die einzel—

nen Monate glg;ghmäßlg im Sinne einer Zwölftelteilung umzu—
legen„ Wenn das Gesetz die gesamten Jahreseinkünfte des

Handwerkers als für die Beitragsberechnung maßgeblich er—

achtet und nicht die monatlichen Einkünfte als wesentlich

ansieht7 so müssen die gesamten Jahreseinkünfte des Hand—

werkers gemäß @ 4 Absc 1 DVG—BVGauch dann zugrunde gelegt

werden9 wenn der Betrieb erst im Laufe des den Einkommens—

steuerbescheid betreffenden Jahres eröffnet wurde„

Nach der vom LSG eingeholten Auskunft des Finanzamtes

Amorbach werden in einem solchen Fall die Einkünfte als

Arbeitnehmer (hier bis Juni 1959) und als selbständiger

Gewerbetreibender (hier ab Juli 1959) zusammengerechnetk

Die sich daraus im Einkommenssteuerbescheid ergebenden
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Gesamteinkünfte für das ganze Kalenderjahr der Betriebs—

eröffnung vor Abzug der Sonderausgaben (hier: 4627‚—— DM)

waren somit gemäß 5 4 Abs„ 1 Satz 1 DVD-HVGder Beitrags—
berechnung zugrunde zu legen und nach 5 4 Abs„ 1 Satz 2

DVG—BVGgalt ein Zwölftes dieses Betrages als Monatsein—

kommen„ Dies gilt jedenfalls dann9 wenn der Einkommens—

steuerbescheid Einkünfte — wenngleich verschiedener Her—

kunft — für alle Monate des Jahres enthälto €

Diese Berechnungsweise
entspLicht

für den Fall‚;daß — wie

hier _ bis zum 310 Dezember 1961 nur für das Jahr der Be—

triebseröffnung ein Einkommenssteuerbescheid ergangen ist?
auch deshalb allein der Vorschrift? weil die von der Be—

klagten und vom LSG vorgenommene
Aufteilung der Gesamtein—

künfte für die Zeit vor und nach Beginn des Handwerksbe—

triebs in vielen Fällen überhaupt nicht möglichjwäreo Die

Revision weist zutreffend darauf hin9 daß beispielsweise

bei Handwerkern‚ die im Jahre der Eröffnung des;Gewerbe-

betriebs bereits vorher einen landwirtschaftlichen Betrieb

hatten — was jedenfalls bei Schmiedemeistern in ländlichen

Gegenden nicht selten ist —‚ sich nicht feststellen ließe‚

welches Einkommen auf die Zeit vor und nach der dröffnung

des Gewerbebetriebs entfällt, Zwar werden die Einkünfte

aus Land— und Forstwirtschaft und die Einkünftd aus Gewerbe—

betrieb entsprechend der Aufzählung in 5 2 Ast 3 des Ein—

kommenssteuergesetzes im Einkommenssteuerbescheid getrennt

aufgeführt° Anders als bei Einkünften aus unsélbständiger

Tätigkeit neben Einkünften aus Gewerbebetrieb läßt sich

darausjedochnicht entnehmen,wie die EinkünfteausLand—
und Forstwirtschaft auf die Zeiten vor und nach der Aufnahme

der handwerklichen Tätigkeit aufzuteilen wären; In diesen

Fällen ist also die von der Beklagten hier vorgenommene Be—

rechnung nibht durchzuführen und es müßte dannöohnehin bei

der Zwölftelteilung des 5 4 Abso 1 Satz 2 DVO—HVGverbleibeno

; 1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 12 l

Eine unterschiedliche Behandlung beider Sachverhalte läßt

aber 5 4 Absg 1 DVG—BVGbei Vorliegen eines Einkommens—
steuerbe30heides nicht zu und ist auch nach dem dargelegten

Sinn dieser Vorschrift nicht gerechtfertigt„

Dies gilt um so mehr, wenn man berücksichtigt9 daß bei der

Beitragsberechnung nach @4 Abs„ 1 DVD—HVGohnehin nicht_
die jeweilige Höhe der Gesamteinkünfte des Handwerkers

zugrunde gelegt wurde° Denn nach dieser Vorschrift war

für die Beitragsberechnung der im letzten Einkommenssteu—

erbescheid nachgewiesene Gesamtbetrag der Einkünfte vor

Abzug der Sonderausgaben so lange maßgebend‚ bis ein neuer

Steuerbescheid erging„ Die Beiträge berechncten sich

also für die Zukunft nach einem in der Vergangenheit lie—

genden Einkommen° Hieraus konnte sich‚ wenn sich das

Einkommen des laufenden Jahres gegenüber dem Vorjahre er;

höht hatte? eine Unterversicherung9 wenn es sich gesenkt

hatte? eine Überversicherung ergeben„ Das Gesetz hat

aber diese aus der Regelung in 5 4 Abs° 1 DVD—BVGzwangs—
läufig folgende Ungenauigkeit in Kauf genommen„ weil dafür

der Einkommensteuerbescheid — was bei dem häufig wechseln—

den Einkommen vieler Handwerker von großer Bedeutung war _
eine sichere Beitragsgrundlage darstellte und die Zugrunde—

legung des Steuerbescheides die im Interesse aller Ver—

sicherten gelegene Überwachung der Beitragsentrichtung

erleichterte (ebenso Haaß/Glanzmann$ aaO9 Anm„ 16 zu @ 2

HVG)L

Gemäß 5 4 HVG icV„mß @ 4 Abso 1 DVO—HVG hatte somit der

Kläger unter Zugrundelegung des im Einkommenssteuerbe—

scheid vom 7„ Juli 1961 für das Jahr 1959 nachgewiesenen

Gesamtbetrags der Einkünfte (vor Abzug der Sonderausgaben)

von.4g6279—— DM mit einer Prämienzahlung von insgesamt

579—— DM im Monat Dezember 1961 mindestens ebensoviel auf—
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1 1gewendet‚ wie er zu diesem Zeitpunkt zur nentenver*sicherung

der Angestellten zu zahlen gehabt hättet Da er dämit die
Voraussetzungen für die Versioherungsfreiheit nach @ 3 HVG

bis zum Inkrafttreten des HWVG erfüllt hatte? blieb er

weiterhin versicherungsfrei (@ 6 Abs= 3 HWVG)„ }

‚= *!
Dies war auf die Revision des Klägers unter_Aufhebung der

Urteile des LSG und des SG sowie des mit der Klage ange—

fochtenen Bescheides der Beklagten festzustellen Kää 54 Abs°

1‚ 55 Abs„ 1 Nr() 1‚ 170 Abs“ 2 Satz 1 SGG)„ Auf die von der
Revision zusätzlich gerügte Verletzung der Aufklärungs— und

Fürsorgepflicht durch die Beklagte braucht daherfnicht ein—

gegangen zu werden„

1Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„ }
i ;
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